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NUTZUNGSVERBOT FÜR DIENSTLICHE KRAFTFAHRZEUGE 
 
 
 
 
Firma: .......................................................................................................................................................... 
 
 
 
 
Arbeitnehmer: ............................................................................................................................................. 
 
 
 
Sie erhalten das betriebliche Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen ..................... zur dienstlichen 
Nutzung überlassen. 
 
Dieses Fahrzeug steht Ihnen ausschließlich für Dienstfahrten zur Verfügung und darf nicht für private 
Fahrten genutzt werden. 
 
Sollten Sie das Fahrzeug aus dienstlichen Gründen nach der Arbeitszeit und am Wochenende nicht im 
Betriebsgelände abstellen können, so weisen wir Sie darauf hin, dass dann durchgeführte private Fahr-
ten mit 0,001 % des inländischen Listenpreises des Kraftfahrzeuges pro Kilometer als Sachbezug bei 
Ihnen abgerechnet werden. 
 
Bei Zuwiderhandlungen werden arbeitsrechtliche Schritte eingeleitet. 
 
 
Ort, Datum: ................................................... 
 
 
.......................................................                             ........................................................ 
Arbeitgeber                                                                  Arbeitnehmer 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Wird dem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt, es für Privatfahrten und/oder 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht zu nutzen, so kann von der Besteuerung des geldwerten Vor-
teils nur abgesehen werden, wenn der Arbeitgeber die Einhaltung seines Verbots überwacht oder wenn wegen der 
besonderen Umstände des Falles die verbotene Nutzung so gut wie ausgeschlossen ist, z. B. wenn der Arbeit-
nehmer das Fahrzeug nach seiner Arbeitszeit und am Wochenende auf dem Betriebsgelände abstellt und den 
Schlüssel abgibt. 
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NUTZUNGSVERBOT FÜR DIENSTLICHE KRAFTFAHRZEUGE 
 
Park and ride 
Setzt der Arbeitnehmer ein ihm überlassenes Kraftfahrzeug bei den Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
oder bei Familienheimfahrten nur für eine Teilstrecke ein, weil er regelmäßig die andere Teilstrecke mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zurücklegt, so ist der Ermittlung des pauschalen Nutzungswertes die gesamte Entfernung zu 
Grunde zu legen. Ein Nutzungswert auf der Grundlage der Entfernung, die mit dem Kraftfahrzeug zurückgelegt 
worden ist, kommt nur in Betracht, wenn das Kraftfahrzeug vom Arbeitgeber nur für diese Teilstrecke zur Verfü-
gung gestellt worden ist. Der Arbeitgeber hat die Einhaltung seines Verbots zu überwachen. 

Privatfahrten 
Zur privaten Nutzung eines Kraftfahrzeuges gehören alle Fahrten, die einem privaten Zweck dienen, z. B. Fahrten 
zur Erholung, Fahrten zu Verwandten, Freunden, kulturellen oder sportlichen Veranstaltungen, Einkaufsfahrten, 
Fahrten zu Gaststättenbesuchen und Mittagsheimfahrten. Nicht zu privaten Fahrten gehören Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte einschließlich der Fahrten, die der Arbeitnehmer aus beruflichen Gründen mehrmals 
am Tag durchführen muss, und Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung. 

Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeuges zu Familienheimfahrten 
Ø Überlässt der Arbeitgeber oder auf Grund des Dienstverhältnisses ein Dritter dem Arbeitnehmer ein Kraftfahr-

zeug unentgeltlich zu wöchentlichen Familienheimfahrten im Rahmen einer beruflich veranlassten doppelten 
Haushaltsführung, so ist insoweit der Nutzungswert steuerlich nicht zu erfassen, solange die Dauer der Be-
schäftigung am selben Ort zwei Jahr nicht überschritten hat. 

Ø Wir das Kraftfahrzeug zu mehr als einer Familienheimfahrt wöchentlich oder nach Ablauf der Zweijahresfrist zu 
Familienheimfahrten genutzt, so ist für jede Familienheimfahrt ein pauschaler Nutzungswert in Höhe von 
0,002 % des inländischen Listenpreises des Kraftfahrzeuges für jeden Kilometer der Entfernung zwischen dem 
Beschäftigungsort und dem Ort des eigenen Hausstands anzusetzen und dem Arbeitslohn zuzurechnen. An-
stelle des pauschalen Nutzungswerts kann der Arbeitgeber den Nutzungswert mit den Aufwendungen für das 
Kraftfahrzeug ansetzen, die auf die zu erfassenden Fahrten entfallen, wenn die für das Kraftfahrzeug insge-
samt entstehenden Aufwendungen durch Belege und das Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten durch 
ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen werden. 

Überlassung mehrerer Kraftfahrzeuge 
Ø Stehen einem Arbeitnehmer gleichzeitig mehrere Kraftfahrzeuge zur Verfügung, so ist bei der pauschalen Nut-

zungswertermittlung für jedes Fahrzeug die private Nutzung mit monatlich 1 % des Listenpreises anzusetzen; 
dem privaten Nutzungswert kann der Listenpreis des überwiegend genutzten Kraftfahrzeuges zu Grunde ge-
legt werden, wenn die Nutzung der Fahrzeuge durch andere zur Privatsphäre des Arbeitnehmers gehörenden 
Personen so gut wie ausgeschlossen ist. Dem Nutzungswert für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
ist stets der Listenpreis des überwiegend für diese Fahrten benutzten Kraftfahrzeuges zu Grunde zu legen. 

Ø Bei der individuellen Nutzungswertermittlung muss für jedes Kraftfahrzeug die insgesamt entstehenden Auf-
wendungen und das Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten nachgewiesen werden. 

Die bloße Erklärung eines Nutzungsverzichts reicht nicht aus 
Die bloße Behauptung des Arbeitnehmers oder Arbeitgebers, dass mit dem Fahrzeug keine Privatfahrten durchge-
führt würden, genügt nicht, um von der Nutzungswertbesteuerung abzusehen. Ebenso wenig reicht die bloße Er-
klärung eines Nutzungsverzichts aus. Vielmehr spricht, wenn einem Arbeitnehmer, insbesondere einem leitenden 
Angestellten, ganztägig oder zumindest in erheblichem Umfang ein Dienstwagen und daneben kein gleichwertiger 
Privatwagen zur Verfügung steht, der Beweis des ersten Anscheins für die private Mitbenutzung. 

Hohe Anforderungen an Durchführung und Nachweis 
Die Untersagung von Privatfahrten (Privatfahrtenverbot) durch den Arbeitgeber bzw. eine entsprechende Vereinba-
rung kann der Versteuerung eines geldwerten Vorteils entgegenstehen. Dies setzt voraus, dass das Verbot tat-
sächlich durchgeführt wird und Privatfahrten nicht stillschweigend geduldet werden. 
Die Vereinbarung und die tatsächliche Durchführung eines Privatfahrtenverbots müssen nachweisbar sein. Für den 
Nachweis der tatsächlichen Durchführung genügt es nicht, wenn die „Überwachung“ dem Arbeitnehmer, z. B. in 
seiner Eigenschaft als GmbH-Geschäftsführer, selbst überlassen bleibt. Im Übrigen ist nicht abschließend geklärt, 
unter welchen Voraussetzungen ein Privatfahrtenverbot beachtlich ist. Die Finanzverwaltung stellt hohe Anforde-
rungen an die Durchführung und deren Nachweis. Sie verlangt, dass ein Fahrtenbuch geführt, der Stellplatz des 
Fahrzeugs sich auf dem Betriebsgelände befindet und die Fahrzeugschlüssel im Betrieb aufbewahrt werden. Nach 
weniger einschränkender Ansicht soll ein Privatfahrtenverbot auch beachtlich sein, wenn dem Arbeitnehmer das 
Fahrzeug für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zur Verfügung steht; dann soll nur die 0,03-v.H.-
Regelung des § 8 Abs. 2 Satz 3 EStG gelten. Noch weiter gehend wird eine Überwachung des Nutzungsverbots 
durch den Arbeitgeber für entbehrlich gehalten, sofern dieser sich ständig ein dem Dienstwagen gleichwertiges 
Fahrzeug als Privatwagen hält. 

  

 
 
 


